
Wir in Reinickendorf
Die Zeit drängt.

Deutschland braucht Veränderung.
Deshalb PDS wählen!

PDS Reinickendorf zur Bundestagswahl 2002

■ Jede Stimme für die PDS ist eine Stimme gegen Stoiber

Kein Zurück zu Kohl

Ich bin 28 Jahre alt und habe kei-
ne Lust, wie mein Großvater den
Kopf für Kriegsgewinnler hinzu-
halten und mich an Verbrechen zu
beteiligen. Denn Krieg ist ein Ver-
brechen!
■ Krieg ist ein Mittel der Mäch-
tigen, ihre Interessen durchzuset-
zen! Dabei ist es den kriegsfüh-
renden Parteien egal, ob die an-
gewandten Methoden Zivilisten
das Leben kosten.
■ Es gibt keinen humanen
Krieg! Humanität könnte dazu
führen, den Krieg zu verlieren.
■ Krieg ist immer undemokra-
tisch! Gegner des Krieges werden
als mögliche Verräter angesehen
und können ihre Meinung nur ein-
geschränkt (oder gar nicht) zu
Gehör bringen.
■ Krieg nutzt nur den Mächti-
gen! Den beteiligten Völkern
bringt er nur Verluste, keinen Nut-
zen. Krieg hat noch nie irgend-
welche Probleme gelöst.

Aus all diesen Gründen ist die
PDS gegen Krieg als Mittel der
Politik.

Ich finde es beschämend, dass
sich SPD und Grüne im Wahl-
kampf plötzlich als Friedensfreun-
de präsentieren. An ihren Taten
sollt ihr sie messen. Die rot-grüne
Bundesregierung ist für die erste
Beteiligung der BRD an einem völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieg
mit verantwortlich. Die einzige
kosequente Friedenspartei im
Deutschen Bundestag ist die PDS.

Darum PDS wählen!
Michael Rohr

Gerechte
Kriege gibt
es nicht

Von Robert Scholz

Wie die Dinge liegen, ist jede
Stimme für die PDS eine klare
Stimme gegen Stoiber. Wahlver-
weigerung oder noch einmal mit
Bauchschmerzen für die SPD, die
Grünen oder gar für die FDP stim-
men. Alles dies würde den baye-
rischen Ministerpräsidenten zum
Kanzler machen. Das kleinere
Übel ist das große!

Ihre Enttäuschung über die
aktuelle Bundesregierung teile
ich. In den guten Zeiten der Kon-
junktur wurde am falschen Ende
gespart, der Wirtschaft Steuerge-
schenke gemacht, und zwar je
größer das Unternehmen ist des-
to mehr. Nun sind selbst bisher
reiche Städte arm. Es fehlt das
Geld, einem offenkundigen
Marktversagen gegen zu steuern.

Stoiber und Schröder sind
sich einig: auf die Erwerbslosen

soll mehr Druck ausgeübt wer-
den. Beim Bayern wird dieser
schärfer ausfallen als beim um
Konsens bemühten Kanzler. Stoi-
ber war im Freistaat bereit, Milli-
onen Euro bei zweifelhaften Ge-
schäften der Landeswohnungs-
baugesellschaft im Osten zu ver-
senken, Milliarden der landseige-
nen Bank für den Medienkonzern
des Leo Kirch zu verbrennen. Die-
se christlich-soziale Freigebig-
keit – bei uns in Berlin nur zu gut
bekannt – bezieht sich aber nie
auf öffentliche Maßnahmen, um

für die Menschen Arbeit schaffen.
Jede Stimme für die PDS, ist

eine Stimme für einen Politik-
wechsel in der Bundesrepublik,
der dem Marktversagen nicht ein
Staatsversagen durch Nichtstun
folgen lassen will.

Die taumelnde Weltmacht
USA will sich in einen Krieg ge-
gen den Irak retten. Diesem
Abenteuer des US-Präsidenten
tritt wachsender Widerstand ent-
gegen. Aber nur eine Stimme für
die PDS ist ein unmissverständli-
ches »Nein!« gegen den Krieg.

Politik und PolitikerInnen lö-
sen bei vielen Menschen Unmut
und Ablehnung aus. Nur: keine
aktive Politik ist auch Politik. Die
Rolle rückwärts in die Zeiten ei-
nes Helmut Kohl ist nicht die Lö-
sung der Probleme, sie ist das Pro-
blem. Sie ist zu verhindern!

»Roter Laden«, Schloßstraße 22,
13507 Berlin-Tegel. Mo. bis Fr.
15-18 Uhr. Tel. 43 73 26 30,
Fax 43 73 26 3, E-mail
pds.reinickendorf@t-online.de,
www.pds-reinickendorf.de

Roter Laden



■ Die PDS fordert: Kommunale Selbstverwaltung stärken!

Kommunen brauchen Steuern
Die Steuer- und Haushaltspolitik
der Bonner bzw. Berliner Regie-
rungskoalitionen der neunziger
Jahre bis heute war und ist
zutiefst unsozial, weil unausge-
wogen. Deshalb schlägt sie heute
immer härter und immer spürba-
rer für Bürgerinnen und Bürger
auf die kommunalen Haushalte
durch. Die rot-grüne Steuerre-
form nach dem Regierungswech-
sel lässt die Länder und Gemein-
den bluten. Die öffentliche Hand
hat z. B. im ersten Quartal 2002
ca. 6,5 Prozent weniger Steuern
eingenommen als ein Jahr zuvor.

Diese Entwicklung hat auch
und insbesondere in Berlin in-
zwischen verheerende, teils des-
truktive Auswirkungen auf poli-
tische Gestaltungsmöglichkeiten
von Kommunal-PolitikerInnen.
Leider wirkt sich dies oft resig-
nativ und desillusionierend auf
die Menschen insbesondere in
unseren urbanen Gemeinwesen
aus. Dies ist in Berlin, auch in Rei-
nickendorf, deutlich spürbar.

»Direkte Demokratie, soziale
Verantwortung, Gemeinsinn, To-
leranz und ökologische Vernunft
entwickeln sich am nachhaltigs-
ten, wo Menschen die Ergebnis-
se oder die Versäumnisse der Po-
litik hautnah erleben können – in
den Städten und Gemeinden.«*

In Berlin führen allein die
Steuerreformen der rot-grünen

Regierungskoalition auf Bundes-
ebene zu Steuer-Mindereinnah-
men von ca. 600 Mio. Euro jähr-
lich. Etateistisch begründete
Sparmaßnahmen haben zu einem
unsozialen und damit auch unde-
mokratischen Machtkampf kom-
munaler Träger und Interessen-
gruppen um Finanztöpfe geführt,
die leider allzu oft die sozial
Schwächsten auf der Strecke las-
sen. Dabei lassen sich aufrichti-
ge Besorgnis und soziales Enga-
gement der Betroffenen oft von
parteipolitischem Kalkül schwer
trennen. Für die PDS ist klar: Zu-
kunft braucht Steuern.

»Eine Reform der Kommunal-
finanzen, die zu einer Versteti-
gung der kommunalen Einnah-
men durch die Erhöhung des
Steueranteils der Kommunen

BVV Reinickendorf, XVII. Wahl-
periode. Erstmals gehört eine Ver-
ordnete der PDS dazu: Renate
Herranen (47), Erzieherin. »Ein-
zelverordnete« verzeichnet das
Protokoll; eine Fraktion wird man
im »Bezirksparlament« erst ab
drei Verordneten. »Was kann sie
da schon bewirken?« mag der Be-
obachter denken.

Ein Dreivierteljahr ist wirklich
keine lange Zeit, in die konkre-
ten Probleme der bezirklichen
Politik hineinzufinden, Akteure
und Betroffene anzuhören, sich
zu beraten und eigene Vorschlä-
ge zu entwickeln. »Vieles war,
vieles ist für mich immer noch
neu,« betont Renate Herranen.

Sie wollte als »rote Socke«
kein »schwarzes Schaf« in der
BVV werden, sachbezogene Ar-
beit für den Bezirk und seine Bür-
gerinnen und Bürger leisten. Sie
steht zu ihren begründeten Posi-
tionen, auch wenn sich Differen-
zen zu politischen Konstellatio-
nen auf Senatsebene auftun. Das
hat ihr Achtung in der BVV und
außerhalb, insbesondere in den
Bezirkselternausschüssen Kita
und Schule und bei den Kollegin-
nen und Kollegen der GEW ein-
gebracht.

Renate Herranen arbeitet in
drei Ausschüssen der BVV (Schu-
le, Soziales und Haushalt) mit.
Dort besitzt sie Rede- und An-
tragsrecht, nimmt an den Bera-
tungen des Jugendhilfeausschus-
ses teil, nutzt die Einladungen
zum Ältestenrat. Natürlich blieb
ihr Platz in den bisherigen sieben
BVV- Sitzungen nie leer.

Ihre sachliche Bilanz ist er-
staunlich. In Zahlen: Die Einzel-
verordnete der PDS hat in sieben
BVV-Sitzungen zwei Große und
drei Kleine Anfragen, eine münd-
liche Anfrage, sechs Anträge und
drei Änderungsanträge gestellt.
Gemäß den Wahlaussagen der
PDS ging es dabei um die Zukunft
der Borsigwerker, um eine Sozi-
alberichterstattung für Reinicken-
dorf, um die Meteorstraße und
den Kampf gegen Obdachlosig-
keit, die Jugendfreizeit-Entwick-
lungsplanung und die Kooperati-
on zwischen Jugendhilfe und
Schule im Bezirk. Auch höhere
Zuwendungen im Bezirkshaus-
halt für die Bereiche Bildung und
Schule und die Ablehnung von
Kürzungen im Kita-Bereich im
Haushaltsgesetz 2002/2003 wa-
ren die Inhalte. Leider – so Rena-
te Herranen – springt die BVV
dabei oft noch nicht über ihren
»parteipolitischen Schatten«,
scheitern PDS-Anträge im Aus-
schuss-Alltag auch an bürokrati-
scher und politischer Ignoranz.

Was tun? Renate Herranen
wird weiter um demokratische
Mehrheiten ringen. Klaus Gloede
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führt, bleibt für uns unverzicht-
bar.«*

Die PDS-Fraktion im Bundes-
tag hat u. a. vorgeschlagen: 1,5
Mrd. Euro sollen für die Einfüh-
rung einer kommunalen Investi-
tionspauschale bereitgestellt wer-
den. Die Stadt- und Gemeinderä-
te könnten aus diesen Mitteln In-
vestitionen tätigen und selbstbe-
stimmt gesellschaftlich notwendi-
ge Projekte, soziale, Bildungs-
oder Verkehrsprojekte initiieren
und fördern.

Für die PDS ist und bleibt es
unverzichtbar und Grundlage von
Kommunalpolitik Betroffene und
politische Akteure frühzeitig in
Lösungs- und Entscheidungsfin-
dungen einzubeziehen. Ein Ge-
meinwesen lebt insbesondere
durch das soziale Engagement
seiner Mitglieder. Hier kann ak-
tive Politik gestalten, Sachkennt-
nisse einfordern, Interesse am ei-
genen Lebensumfeld wecken und
fördern. Darum fordern wir:

»Die Möglichkeiten zur direk-
ten Bürgerbeteiligung sollen
durch praktikable Formen direk-
ter Demokratie, durch Volksiniti-
ativen, Volksbegehren und Volks-
entscheid auf allen politischen
Ebenen ausgebaut werden.«*

*Aus dem Wahlprogramm der
PDS

Jürgen Schimrock

Die Landesliste der PDS Berlin zur Bundestagswahl 2002: Petra Pau, Bärbel Grygier, Gesine Lötzsch, Sandra Brunner, Evrim Baba (alle
Foto) und Stefan Liebich, Ingeborg Simon, Musa Özdemir, Natalie Rottka, Ernst Welters, Giyasettin Sayan, Robert Scholz
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Die gleichberechtigte demo-
kratische Teilhabe aller an der
Gestaltung der Gesellschaft,
gleiche Rechte für alle – un-
abhängig von Besitz, sozialer
Stellung, Geschlecht, Religion,
Weltanschauung, sexueller
Identität, Hautfarbe, Herkunft,
Alter, Gesundheitszustand oder
Lebensweise – sind Wesens-
merkmale einer freien, demo-
kratischen Gesellschaft.

(aus dem Wahlprogramm der PDS)



■ Die PDS fordert: Die Schließung des Flughafen Tegel muss jetzt angehen werden

Vier Dachziegel zu je fünf Kilogramm
Am Sonntag, den 17. Juli 2002,
war es mal wieder so weit: Wie in
den letzten Jahren schon oft ge-
schehen, saugte die Wirbelschlep-
pe eines landenden Flugzeuges in
der Hoka-Siedlung diese insge-
samt 20 Kilo Ziegel aus ihrer Ver-
klammerung. Dass niemand zu
schaden kam, lag am Schnee-
fanggitter, das den Sturz der Zie-
gel in die Tiefe verhinderte. In der
Hoka-Siedlung lebt man gefähr-
lich unter den landenden Maschi-
nen!

Gefährlich lebt man aber auch
auf der anderen Seite des Flugha-
fen Tegel, neben den 7260 Ton-
nen (!) fassenden Tankbehältern
der Fa. »Bundesmonopolverwal-
tung für Branntwein«. Diese sind
mehr oder weniger vollständig
gefüllt mit hochprozentigem
(und damit hochexplosivem – die
zuständige Senatsverwaltung
spricht verniedlichend von
»hochentzündlichem«) Rohalko-
hol (Äthanol). Im Jahr 2000 wur-

den insgesamt 13.500 m3 (!) Ätha-
nol durch Kesselwagen und Tank-
lastzüge bewegt.

Überflogen werden diese Ge-
biete am Tag und in der Nacht.
Obwohl in der Folge des 11. Sept.
2001 die Starts und Landungen in
Tegel zurück gingen, wurde die
Zahl der Nachtflüge (zwischen
22:00 und 6:00 Uhr) noch ausge-
weitet (siehe Kleine Anfrage 15/
380 im Berliner Abgeordneten-
haus).

Obwohl der Flughafen Tegel

keine Zukunft hat, wird er immer
weiter »ertüchtigt«, z. B. mit bes-
seren Nachtlandesystemen (siehe
Kleine Anfrage 15/276) und mehr
Abfertigungsschaltern. Der Flug-
hafen Schönefeld fristet dagegen
ein Aschenputtel-Dasein – angeb-
lich, weil die Berliner ihn nicht
annehmen. Immer wieder er-
scheinen Zeitungsartikel, die dem
Leser suggerieren wollen, Schö-
nefeld liege weit ab in der »Pam-
pa«.

Die PDS Reinickendorf ver-
tritt auch weiterhin die Meinung,
■ dass die baldige Schließung
des Flughafen Tegel schon aus Si-
cherheitsgründen unerlässlich
ist,
■ dass die künftige Nutzung der
frei werdenden Flächen frühzei-
tig geplant werden muss, auch um
rechtzeitig Arbeitsplätze zu
schaffen, die durch die Schlie-
ßung von Tegel verloren gehen,
■ dass eine diskriminierungs-
freie Verteilung der Verkehrslas-

ten zwischen den drei Berliner
Flughäfen erfolgen muss, damit
die Anwohner Tegels (ca.
390.000) nicht drei Viertel der
Last erdulden müssen,
■ dass endlich das nach dem
Fluglärmgesetz vorgeschriebene
Nachtflugverbot zwischen 22:00
und 6:00 Uhr umgesetzt wird, die
Senatsverwaltung für Verkehr den
Anwohnerschutz ernst nimmt und
sich nicht permanent hinter der
Bundesregierung »versteckt«, die
sich angeblich weigert, anwohn-
erfreundliche Betriebsgenehmi-
gungen mitzutragen.

Langfristig muss der Kurzstre-
cken-Luftverkehr auf die Bahn
verlagert werden. Die PDS Bun-
destagsfraktion hat dazu am
18. 4. 2002 den Antrag »Inner-
deutschen Luftverkehr auf die
Bahn verlagern« in den Bundes-
tag eingebracht, der aber leider
durch die anderen Parteien abge-
lehnt wurde.

Gerhard Maierhöfer

■ Die PDS fordert: Unser Programm für 1,3 Millionen neue Arbeitsplätze umsetzen

Arbeit und soziale Gerechtigkeit!
Die Statistiken zeichnen ein düs-
teres Bild für Deutschland. Die
Zahl der Arbeitslosen und Sozi-
alhilfeempfänger steigt weiter.
Noch 1998 versprach Schröder,
die Arbeitslosenquote zu halbie-
ren, bzw. die Erwerbslosenzahlen
auf unter 3, 5 Millionen zu drü-
cken. Die aktuellen Zahlen aber
sprechen eine andere Sprache. Of-
fiziell sind über vier Millionen
Menschen, ungeschönt aber mehr
als sechs Millionen Menschen,
ohne Erwerbstätigkeit.

Die neoliberale Wirtschaftspo-
litik der Bundesregierung ist ge-
scheitert. Ständige Diskussionen

über noch mehr Privatisierung,
Deregulierung sowie die Flexibi-
lisierung des Arbeitsmarktes hat
mit sozialer Gerechtigkeit nichts
zu tun.

SPD, Bündnis 90/Grüne und
CDU versprechen nun, das The-
ma soziale Gerechtigkeit beim
Schopfe zu packen. Aber: Die An-
kündigung der Bundesregierung,
die Zahl der Arbeitssuchenden
durch die Umsetzung der Vor-
schläge der »Hartz-Kommission«
bis 2005 zu halbieren, wird durch
die Verschärfung der Zumutbar-
keitsregeln, Leistungskürzungen
und staatlich geförderter Leihar-

beit nur zu noch mehr Armut füh-
ren.

Für die PDS ist es das wich-
tigste Ziel, mehr soziale Gerech-
tigkeit und damit eine Zukunft
für jeden Einzelnen in unserem
Land zu schaffen. Wir belassen es
aber nicht nur bei Aussagen und
Versprechen. Wir sagen deutlich,
wie das zu erreichen ist. Das
Wahlprogramm und unser be-
schäftigungspolitisches Pro-
gramm zum Abbau der Massen-
arbeitslosigkeit geben detailliert
Auskunft. 1,3 Millionen neue
Vollzeitarbeitsplätze als Basis für
soziale Gerechtigkeit sind mach-
bar und finanzierbar. Wie?

Durch Überstundenabbau,
Verkürzung der Wochenarbeits-
zeit auf 35 Stunden, öffentlich ge-
förderte Beschäftigung für ältere
Arbeitslose, kommunale Infra-
strukturentwicklung, eine sozial
gerechte und zukunftsorientierte
Steuer-, Haushalts- und Finanzpo-
litik. Die Schaffung und der Er-
halt von Arbeitsplätzen auf dem
ersten Arbeitsmarkt muss obers-
te politische Priorität haben.

Dies gilt natürlich auch für
Reinickendorf. Auch hier im Be-
zirk leben über 15.000 Erwerbs-
lose. Noch höher ist die Zahl der
Sozialhilfeempfänger. Auch wenn
die Bezirksbürgermeisterin, Frau
Wanjura, stolz darauf ist, dass
Reinickendorf im Vergleich der

Berliner Bezirke gut abschneidet,
gibt es immer noch Bürger im
Bezirk, denen diese Tatsache we-
nig hilft. Fast 4.800 Langzeitar-
beitslose im Bezirk sehen für sich
kaum eine positive Perspektive.
Schlimmer noch ist die Situation
der Sozialhilfeempfänger.

Ihr Kreuz für die PDS im Bun-
destag verbessert auch in Reini-
ckendorf die Chance, eine ge-
rechtere Politik, auch im Sozial-,
Arbeitsmarkt-, Gesundheits- und
Bildungsbereich, umzusetzen.

Klaus Rathmann, Olaf Schwabe

Impressum
Herausgegeben vom PDS-Be-
zirksvorstand Reinickendorf.
V.i.S.d.P.: Robert Scholz.Fo
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Die Verringerung der regelmä-
ßigen Arbeitszeit bei vollem
Lohn- und Gehaltsausgleich
bleibt ein Hauptinstrument zur
Sicherung der Beschäftigung.
Das Gleiche gilt für de Um-
wandlung der 1,9 Milliarden
Überstunden in neue Arbeits-
plätze.

(aus dem Wahlprogramm der PDS)

Die Bundesregierung hat den
großen Konzernen und Banken
viel, den meisten Menschen in
Deutschland wenig gebracht.
Sie hat Krieg wieder zum Mit-
tel deutscher Politik gemacht,
und sie hat ihre Arbeitsplatz-
versprechen nicht gehalten.
Wir wollen die solidarische Ein-
heit der Arbeitslosenunterstüt-
zung für alle Arbeitslosen
wieder herstellen und Einkom-
men sichern, wenn es an Ar-
beitsplätzen fehlt.

(aus dem Wahlprogramm der PDS)



■ Die PDS fordert: Priorität auf Müllvermeidung und -trennung

Mit Rundem Tisch zur Lösung
Einer Initiative des Vorsitzenden
des Umweltausschusses des
Kreistages Oberhavel, Peter Lig-
ner (PDS), ist es zu verdanken,
dass die Planung einer Müllver-
brennungsanlage in Hennigsdorf,
auch unabhängig von einem kon-
kreten Standort, zukünftig von
einem »Abfallpolitischen Forum«
konstruktiv und kritisch beglei-
tet wird. Dem Forum sollen u. a.
unabhängige Spezialisten zur Ab-
fallwirtschaft, von Umweltver-
bänden, politischen Parteien und
Vertreter von Bürgerinitiativen
angehören.

Ich meine, dies ist ein Schritt
in die richtige Richtung. Zu viele
Fragen tun sich auf, wenn es um
die zukünftige Abfallpolitik in
Bund und Ländern geht. Worum
geht es? Ab Juli 2005 dürfen kei-
ne unbehandelten Abfälle mehr
auf Deponien gekippt werden, um

das Grundwasser nicht weiter zu
belasten. Weder in Berlin, noch
im Landkreis Oberhavel gibt es
aber derzeit Konzepte, die eine
nachhaltige, ökologisch orien-
tierte Abfallwirtschaft ermögli-
chen würden. Die Zeit drängt, soll
nicht ein Müllnotstand drohen.

Lösungen können meines Er-
achtens nur in enger Zusammen-
arbeit mit Umweltschutz- und
Ökologie-Experten erarbeitet
werden. Profitinteressen dürfen
den Blick nicht verstellen auf al-
ternative Konzepte. Wir dürfen
unseren Kindern nicht ungelöste
Umweltprobleme hinterlassen.

Müllverbrennungsanlagen
sind nach dem derzeitigen Stand
der Technik keine akzeptable Lö-
sung des Problems.

Verbrennung als Methode der
Abfallbehandlung ist eine Tech-
nologie, die niemals den Kriteri-

en der Null-Emission und dem
Vorsorgeprinzip gerecht werden
kann. Abfallwirtschaft muss sich
aus den drei Säulen: »Vermei-
dung – Wiederverwendung – Re-
cycling«, auch in dieser Priorität,
zusammensetzen. Nachhaltigkeit
und Umweltverträglichkeit be-
dingen diese Strategie und ertei-
len dem Bau weiterer Müllver-
brennungsanlagen eine klare Ab-
sage.

Die PDS wird sich auf allen
zur Verfügung stehenden Ebenen
dafür einsetzen, dass ökologi-
sche- den Vorrang vor Kapitalin-
teressen erhalten und in enger Zu-
sammenarbeit im Rahmen unse-
res »Arbeitskreises B96 und
B96a« werden wir uns in Reini-
ckendorf an der Erarbeitung ei-
ner nachhaltigen Lösung mit der
Fokussierung auf Müllvermei-
dung beteiligen. Robert Scholz

Die »Batrachomyomachie«, der
»Froschmäusekrieg«, tobt in Rei-
nickendorf. Diese Geschichte aus
dem, wohl von Pigres aus dem 7.
vorchristlichen Jahrhundert, in’s
Deutsche übersetzt von Georg
Rollenhagen, belegt: Aus dem Ver-
halten der Tiere lässt sich vieles
lernen.

Die Frösche sind dabei ein-
deutig in der Defensive. Die Mäu-
se, das Reinickendorfer Bezirks-
amt, gewinnen den Krieg durch
Wegsehen. Ein offenbar belesener
Reptilienfreund machte uns dar-
auf aufmerksam. Der Mann, der
nicht nur sämtliche Reptilienar-
ten voneinander unterscheiden
kann, sondern auch den Stil
Homers von einem Epigonen,
weiß von unerlaubten Baumfäl-
lungen am großen Tongruben-
teich zu berichten. Der Herr sah
seine geliebten Reptilien unter
schweren Stämmen begraben wie
weiland Odysseus seine Mannen
unter den Felsen des Zyklopen
und wandte sich Unterstützung
suchend, an die PDS Reinicken-
dorf.

Aus dem Pflegeamt des Be-
zirks war zu hören man wüsste
von Baumfällungen auf einem
Privatgrundstück, die weit über
die genehmigten hinausgingen.
Das Bezirksamt hat sie offenbar
dennoch ruhig mitangesehen.

Inzwischen hat ein luftigerer
Zyklop weit mehr Stämme gefällt,
und geholzt wird an der Tongru-
be weiter, was dem Sturm zum
Opfer fiel und was nicht. ... Ei-
gentlich sollte man auch Stürme
besser bewachen. Doch nicht nur
hier sah der Reptilienfreund sei-
ne geliebten Viecher in Gefahr,
auch auf dem Grundstück zwi-
schen Albtalweg und Klötzengra-
bensenke, einer Moorlandschaft
en miniature, die Erinnerungen
an Erzählungen Tureniews wach
ruft. Hier soll der Wohnungsbau-
gesellschaft WIR, die schon in
Klötzengrabensenke selbst bauen
wollte, möglicherweise ein Er-
satzgrundstück zugewiesen wer-
den. Auf beiden Grundstücken
wachsen Herbstzeitlose, und das
Birken schimmernde Grundstück
stellt ein Verbin- dungsgebiet zwi-
schen zwei Feuchtbiotopen dar.
Auch Frösche wollen und müssen
schließlich ab und zu mal wan-
dern ... Warum aber die Wohnungs-
baugesellschaft unbedingt in ei-
nem moorigen Gebiet ihre Pfeiler
in den Grund rammen will, ver-
stehen wir nicht; auch nicht, wa-
rum überhaupt noch gebaut wer-
den muss, wo doch angeblich den
zu zahlreichen Berliner Wohnun-
gen nur noch mit der Abrissbirne
beizukommen ist. Simone Guski

Die Reinickendorfer PDS-
Wahlzeitung wird vom Bezirks-
verband finanziert. Spenden
sind ausdrücklich erwünscht:
PDS Reinickendorf, Berliner
Bank, BLZ 100 200 00,
Kontonummer: 43 84 81 68 12.

Wir über uns

Froschmäuse-
könig

Wo Sie den Wahlkreiskandidaten der PDS,
Robert Scholz, und andere PDS- Politiker treffen können
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24. August, 17.00 – 22.00 Uhr
»Die Wiese bleibt unsere«
Rockkonzert Reinickendorfer
Bands auf der Insel im Tegeler
Hafen, veranstaltet von der
Unabhängigen Antifa und der
PDS Reinickendorf

31. August, 14.00 – 18.00 Uhr
»Zwei Jahre Roter Laden«
Hoffest der PDS Reinickendorf,
Tegel, Schloßstraße 22

4. September, 19.00 Uhr
»Vierzig Jahre unter
Deutschen«
politisches Kabarett mit
Dietrich Kittner, im Fontane-
Haus, Wilhelmsruher Damm
142c (Märkisches Viertel)

6. September, 11.00 – 17.00 Uhr
Straßenfest der PDS Reinicken-
dorf
Mit dem Oberhavel-Bauern-
markt aus Schmachtenhagen auf
dem Kolpingplatz, zu Gast:
Senatorin Heidi Knake-Werner,
Siegfried Mattner, Robert
Scholz

16. September, nachmittags
PDS-Politiker zum Anfassen
Spitzenkandidatin Petra Pau,
Robert Scholz u. a.,
in der Fußgängerzone in der
Gorkistraße in Tegel

19. September, 17.00 – 20.00 Uhr
Zentraler Wahlkampfabschluss
»Arena« (Treptow)

21. September,
PDS-Aktionstag
überall in Berlin

22. September, ab 17.00 Uhr
Zentrale Wahlparty der PDS
»Arena« (Treptow)
Wahlfete der PDS Reinickendorf
»Roter Laden«

Robert Scholz, Historiker,
geb. am1. 9. 1950 in Bremen,
verheiratet, drei Kinder,
Hobbies: Lesen und Diskutieren,
1971 – 1980 Studium an der FU
Berlin (Geschichte und Politik,
einige Semester Soziologie),
1979/80 Staatsexamen,
1981 – 1983 Forschungstätigkeit,
1983 – 1991 Hausmann,
ab 1991 Mitarbeiter der PDS-

Ihr PDS-Direktkandidat im WK 78
Fraktion im Angeordnetenhaus,
1992 bis 2000 Bezirksstadtrat im
Prenzlauer Berg (Finanzen),
1994 bis 2000 zugleich stellver-
tretender Bezirksbürgermeister,
seit dem 1.1.2001 pensioniert,
Politische Kurzbiografie,
1970 – 1985 Mitglied der SPD,
1990/91 Mitglied der Linken
Liste/PDS in West-Berlin,
seit 1991 Mitglied der PDS. Robert Scholz (im Bild links)
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